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I^^W ie ständige Veischlechterung dei Umweltsituation löst weltweit ein Uberdenken dei bisherigen Umwellpolitik 
• aus U N O und OECD führen neuerdings das Eireichen von „sustainable development" — also eines Entwick-

lungspfades, der die Grundlagen für weiteren Fortschritt nicht zeistörl — als wirtschaftspolitisches Ziel an Ge­
rade in Zeiten kräftigen Wirtschaftswachstums wird die Frage, wie die umweltzeistörenden Folgen des Wir t schaf ten 
veiringeit weiden können, besondeis voidiinglich. 

Als Resultat diesei Situation tiitt 
in den internationalen und auch den 
Österleichischen Diskussionen über 
Wirtschafts- und Umweltpolitik der 
Einsatz neuer „marktwirtschaftlicher" 
Instrumente immer deutlicher in den 
Mit telpunkt Besondeis Abgaben und 
Steuern auf umweltbelastendes Ver­
hallen (Produkte) spielen eine zuneh­
mend wichtige Rolle Eine Neuaus-
r ichtung des um wellpolitischen 1 n-
slrumentenbündels mit verstärktem 
Einsatz von Umweltabgaben soll so­
wohl ökologische Verbesserungen 
bi ingen als auch ökonomisch effizient 
sein Dadurch könnte die Umweltpo­
litik, die sich bishei hauptsächlich auf 
den Ins t rumentenmix „Auflagen, Ge­
bote, Verbote" und „Subventionie­
rung umweltfreundlichen Verhaltens" 
stützte, weit effektiver gestaltet wer­
den 

Jede wirtschaftliche Aktivität be­
einträchtigt die Umwelt : sei es über 
den Abbau von Ressourcen, sei es 
über Emissionen in Luft, Wasser, Bo­
den Aus der Sicht der Umweltökono­
mie entstehen Umweltprobleme, weil 
die einzelwiitschaftlichen Kosten der 
Umweltnutzung von ihren gesamtge­
sellschaftlichen Kosten abweichen: 

U m w e l t a b g a b e n 

Die für den einzelnen Umweltnutzei 
(Verursachei) entstehenden Kosten 
decken nicht die von ihm verursach­
ten Gesamtkosten Weil umweltbela­
stendes Verhalten für den einzelnen 
also „zu billig' 1 ist, kommt es zur 
Übernutzung der Umwelt Diese 
Übemutzung vei ursacht Umweltschä­
den im weitesten Sinn: 

— verringerter Ressourcenbestand, 
— geschädigte Umwelt, 
— vermehrtes Auftreten bestimmter 

Krankhei ten, 
— Landschaftsverzehr und -veiände-

rung, 
— Verringerung der Artenvielfalt 

u. ä 
Die vom Verursachei nicht selbst 

getragenen Kosten der Vermeidung 
oder Behebung dieser Umweltschä­
den entstehen anderen Wirtschafts-
subjekten (Bevölkerung, Unterneh­
men) oder der öffentlichen Hand Im 
Sinne der Umwel tökonomen sind um­
weltpolitische Ziele dann erreicht, 
wenn die Verursacher alle externen 
Kosten selbst tragen (Internalisie-
rung) Andere Bevölkerungsgruppen 
verfolgen oftmals weitreichendere 
Umweltziele, die den „Primat der 
Ökonomie vor der Ökologie" in Frage 
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stellen und daher Probleme der öko­
nomischen Effizienz außer acht las­
sen. 

Die traditionelle Umweltökono-
mie lehrt seit langem, daß der Einsatz 
von Abgaben als Ins t iument der Um­
weltpolitik effizientere Lösungen er­
möglicht als Ge- und Verbote, und 
zwar weil Abgaben den Preis für um­
weltschädliches Verhalten sichtbar 
für Produzenten und Konsumenten 
beeinflussen Sie können daher ihr 
OpUmierungskalkül flexibel auf diese 
Preise einsteilen, den füi sie besten 
Weg der Substitution des besteuerten 
Gegenstandes sowie das individuelle 
Ausmaß der Redukt ion wählen (ent­
sprechend den Vermeidungskosten), 
und sie haben einen Anreiz, über vor­
gegebene Umweltstandards hinaus 
umweltschädigendes Vei halten einzu­
schränken. All diese Argumente tref­
fen auf Auflagenlösungen nicht zu 

Wenn es gelingt, die Schadenko­
sten zu best immen und sie dem Ver­
ursacher über eine Umweltsteuer an­
zulasten, wird die vorher gestörte Al-
lokation dei Ressourcen wieder ten­
denziell optimiert und das gesamtge­
sellschaftliche Ergebnis des Wirt­
schaftens (sowohl für Umwelt als 
auch für E inkommen) erhöht Das be­
deutet, daß im Gegensatz zu einer 
Reihe anderer indirekter Steuern Um­
weltabgaben die optimale Allokation 
nicht behindern, sondern sogar för­
dern 

In der Realität sind die Schadens­
kosten — als Basis für optimale Um­
weltabgaben — oft nicht bekannt und 
auch nicht zu erheben In diesem Fall 
kann man sich an den Schadensver-
meidungskosten bzw an den Kosten, 
die die Erreichung eines best immten 
Umweltzieles erfordert, orientieren 
(Standard-Preis-Ansatz). Zwar ent­
spricht diese Umweltabgabe nicht 
mein dem Idealmodell, doch besteht 
Einigung darüber, daß auch diese Art 
der Abgabenbeiechnung positive Um­
welteffekte auslöst. 

Die Erhebung von (spürbaren) 
Umweltabgaben übt auf das belastete 
Wirtschaftssubjekt (Produzent oder 
Konsument) einen Anreiz aus, um­
weltschädigende Produktionsprozesse 
und Produkte zu vermeiden und da-
mit auch über etwaige Grenzwerte 
hinaus die Umweltsi tuation zu ver­
bessern. Umweltabgaben regen über­
dies den technischen Fortschritt an, 
da die Steuersubjekte versuchen wer­

den, durch Anwendung weniger um­
weltbelastender Prozesse die Steuer­
last zu minimieren 

Umweltabgaben haben, wie auch 
andere Instrumente der Umweltpoli­
tik, ganz bestimmte Verteilungsef­
fekte, die von dei wirtschaftlichen 
Macht, dem Vorhandensein von Aus­
weichmöglichkeiten und den zur Ver­
fügung stehenden finanziellen Res­
sourcen abhängen. Bei der Konzep­
tion von Umweltabgaben sind diese 
Verteilungseffekte sowie Auswirkun­
gen auf die Wettbewerbsfähigkeit, auf 
das Preisniveau und die Beschäfti­
gung ebenso zu beachten wie das Pro­
blem der Akzeptanz in der Bevölke­
rung und die Administrier bar keit. 

Die Ausrichtung der Wirtschafts­
und Umweltpolitik auf das Ziel „sus-
tainable development" erfordert ne­
ben anderen Instrumenten die steuer­
liche Belastung lessourcen- und um­
weltverbrauchenden Verhaltens Da­
mit wird das Steuersystem verstärkt 
und bewußt als Instrument zur Len­
kung des Wirtschaftsablaufes einge­
setzt. Zwar wirkt auch im bestehen­
den Steuersystem eine Reihe von 
Steuern verhaltenslenkend, doch ist 
dies oft nicht beabsichtigt oder nur 
Nebeneffekt eines fiskalischen Ziels 
Im Gegensatz zu bereits bestehenden 
Lenkungsabgaben verbessern Um­
weltabgaben die gesamtwirtschaftli­
che Allokation von Ressourcen, füh­
ren also zu einer Optimierung des 
Wirtschaftsprozesses Die fiskali­
schen, verteilungspolitischen und ge­
samtwirtschaftlichen Folgen einer 
Umorientier ung der bestehenden 
Steuersysteme zu ausgeprägterer Be­
achtung der Umweltwirkungen wirt­
schaftlicher Aktivitäten verdienen be­
sonderes Augenmerk. Die vorlie­
gende Untersuchung leistet einen 
wichtigen Beitrag dazu. 

E n e r g i e a b g a b e 

Zentraler Punkt der Diskussion 
u m Umweltabgaben ist die (zusätzli­
che) Besteuerung von Energie. 
Einerseits sind Eneigieressourcen nur 
beschränkt verfügbar (mit Ausnahme 
von erneuerbaren Energien), anderer­
seits sind energieerzeugende, -vertei­
lende und -verbrauchende Prozesse 
für einen Großteil der Umweltschä­
den verantwortlich. In der Vergangen­
heit richteten sich die Anstrengungen 

der Umweltpolitik in Energiefragen 
hauptsächlich auf den Ersatz beson­
ders umweltbelastender Energieträger 
(z. B. Kohle) durch weniger umwelt­
belastende (z B Erdgas) Die Gesprä­
che um die Klimaeffekte unserer 
Wirtschaftsweise haben jedoch ge­
zeigt, daß alle Verbrennungsprozesse 
Umweltprobleme verursachen (Er­
wärmung der Erdatmosphäre durch 
C0 2 -Auss toß , Zerstörung der Ozon­
schicht durch Gase); daher wird jetzt 
und in Zukunft der sparsamere Ein­
satz von Energie hohe Priorität ha­
ben 

In der Diskussion um Energiebe­
steuerung wird überwiegend die Erhe­
bung einer Primär energieabgabe ge­
fordert, also einer Abgabe auf Energie 
beim ersten Eintritt in den Wiit-
schaftskreislauf (Förderung oder Ein­
fuhr) Bei dieser Inputsteuer treten 
nur wenige Einheiten als Steuersub­
jekte auf (leichte Administrier bar­
keit), und auf alle Stufen der Eneigie-
erzeugung, -Umwandlung und -Ver­
wendung wird ein Anreiz zu höherer 
Effizienz ausgeübt 

Um die mögliche Spannweite von 
Auswirkungen der Erhebung einer 
Primär energieabgabe aufzuzeigen, 
werden Varianten eines Abgabensat­
zes zwischen 3 g und 10 g je Kilowatt­
stunde u n d einer angeschlossenen 
C0 2 -Abgabe (zur differenzierten Be­
handlung dei Klrmaeffekte unter­
schiedliche! Energieträger) zwischen 
0 g und 3 g je (mit Kohlenstoffinhalt 
gewichteter) Kilowattstunde berech-
net. Die entsprechende Kostenbela­
stung dieser Abgaben liegt zwischen 
0,11% und 1,42% des Biutto-Produk-
tionswertes, im Durchschnitt würde 
sich Energie nach der niedrigsten be­
rechneten Variante u m 2,1%, nach der 
höchsten um 27,5% verteuern. Mit 
diesen Abgaben könnten Steuern 
in der Höhe von 2,7 Mrd S bis 
.35 Mrd S pro lahr eingenommen 
werden. 

Die Folgen einer Energieabgabe 
hängen wesentlich von der Preiselasti­
zität der Nachfrage nach Energie ab. 
Vorliegende Schätzungen weisen eine 
hohe Streuung auf, die Elastizitäten 
lassen jedoch mit großer Wahrschein­
lichkeit vermuten, daß mit einer si­
gnifikanten Energieabgabe deutliche 
Einspareffekte erreicht werden kön­
nen 

Im Verkehrsbereich gibt es eine 
Reihe von fiskalischen Umweltinstru-
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menten, die allerdings meist nicht als 
Lenkungsabgaben konzipiert sind. Es 
besteht Konsens darüber, daß vor al­
lem der Individualverkehr (Personen-

V e r k e h r 

und Güterverkehr) die Kosten der 
von ihm ver ursachten Umweltbela­
stungen keineswegs selbst trägt. 

Der Straßenverkehrsbeitrag erhöht 
zwar die Kosten des Straßengüterver­
kehrs mit Schwerlahizeugen, wird 
aber kaum ökologisch relevant, da be­
sonders jene Transporte belastet wer­
den, zu denen die Bahn keine Alter­
native anbieten kann. 

Die Mineralölsteuer wirkt ähnlich 
wie eine Energieabgabe im Verkehrs­
bereich. Ihrer Erhöhung sind in einer 
offenen Volkswirtschalt allerdings 
Grenzen gesetzt, da größere Preisdif­
ferenzen zum Ausland dazu verleiten, 
Treibstoff dort zu tanken. Hier 
könnte eine Kilometerabgabe für 
Kraftfahrzeuge — ohne Rücksicht 
auf Preise im Ausland -(bei höherem 
technischen und administrativen Auf­
wand) deutlichere Umwelteffekte 
bringen. 

Die Ktaftfahrzeugst euer könnte 
e ihöht und mehr nach Verbrauchs­
und Emissionskennwerten ausgerich­
tet werden. 

Auch Mauten, Parkgebühren, 
Transitabgaben und Landeabgaben 
für Flugzeuge wären zumindest zum 
Teil nach ökologischen Kriterien zu 
bemessen und würden zusammen mit 
Auflagen höhere Umwelteffekte er­
möglichen als bisher 

L u f t s c h a d s t o f f e a u s s t a t i o n ä r e n 
Q u e l l e n 

Emissionsabgaben sind die klassi­
sche Form der Umweltabgabe Spezi­
fische Abgaben auf S 0 2 , N O x und 
C0 2 -Auss toß könnten sowohl kom­
plementär 1 als auch substitutiv zu 
einer Primär energieabgabe erhoben 
werden Besonders betroffen wären 
davon thermische Kraftwerke, Indu­
strie- und Gewerbebetriebe und die 
privaten Haushalte (über den Haus-
biand) . Für die beiden erstgenannten 
Bereiche würden S 0 2 - und N O s Abga­
ben von jeweils rund 15 S je kg Emis­
sion (Steuersatz errechnet aus durch­
schnittlichen Vermeidungskosten) 
Mehrkosten von insgesamt 5 Mrd S 

bedeuten. Ein Steuersatz von 150 S je 
t C0 3 -Auss toß würde Steuereinnah­
men von 3,5 Mrd S erbringen und 
deutliche Anreize zu umweltfreundli­
cherem Verhalten setzen 

Für andere toxische Emissionen 
(bestimmte Kohlenwasserstoffe, 
Schwermetalle u a ) wird vorgeschla­
gen, Inputsteuern zu erheben, die die 
vielfältigen Informations- und Meß­
probleme bei der Steuer e inhebung 
deutlich verringern würden 

A b w a s s e r , A b f a l l 

Die Studie rät, auf Abwasser eine 
Abgabe angelehnt an die der BRD 
(differenziert nach Schadstoffzusam-
mensetzung) einzuheben Diese 
könnte zusammen mit Aktivitäten 
des Wasserwirtschaftsfonds die 
Schmutzlasten weiter signifikant ver­
ringern 

Abgaben auf Abfälle können wohf 
Vermeidungsprozesse bewirken, aller­
dings ist hier zu beachten, daß die bis­
her in Österreich bestehenden Abga­
bensätze zu niedrig sind, um solche 
Anreize auszulösen Darüber hinaus 
bedingen diese Abgaben strikte Infor-
mations- und Kontrol lmechanismen, 
um den durch höhere Abgaben stei­
genden Anreiz, „wild" zu deponieren, 
hintanzuhalten. Gerade in diesem Be­
reich können Abgaben einen wichti­
gen Beitrag zur Entwicklung neuer, 
umweltfreundlicherer Produktions­
prozesse (Stoffrückführung, ökolo­
gisch unbedenkliche Zusatzstoffe 
u. ä ) leisten 

L a n d w i r t s c h a f t 

Die Landwirtschaft ist ein um­
weltpolitisch besonders entscheiden­
der Sektor Einerseits nutzt sie zuneh­
mend knappe Umweltressourcen, an­
dererseits bietet sie wichtige Kultur-
und Erholungswerte für die Bevölke­
rung. Der durch Wettbewerbsdruck 
erzeugte Trend zur Rationalisierung 
hat die durch die Landwirtschaft di­
rekt oder indirekt verursachten Um­
weltschäden verschärft 

Nach Einführung der Düngemit­
telabgabe (seit 1986) ist der Einsatz 
von Düngemit teln in Österreich deut­
lich zurückgegangen. Dies ist nicht 
nur auf die Abgabe selbst, sondern 
auch auf eine ganze Reihe von flan­

kierenden M a ß n a h m e n und Trends 
zurückzuführen Dem Erhöhungsef­
fekt durch die Abgabe steht ein Ver­
ringerungseffekt durch fallende Ener­
giepreise entgegen Zusätzliche ökolo­
gisch wünschenswerte Effekte könn­
ten durch eine Differenzierung der 
Abgabe nach Schädlichkeitsgrad 
(Stickstoffdünger belasten die Um­
welt stärker als Phosphat- und Kali­
dünger) erreicht werden Weitere Er­
höhungen der Abgabe würden gün­
stige, jedoch geringere Effekte als in 
der Vergangenheit bringen Die bishe­
rige Zweckbindung der Abgabe wäre 
dann neu zu diskutieren 

Eine Abgaben auf Wirtschaftsdün­
ger ist ökologisch nur in dem Maße 
sinnvoll, als die anfallenden Mengen 
die natürliche Aufnahmefähigkeit der 
verfügbaren Flächen übersteigen. Ef­
fizienz und Administr ierbarkeit einer 
Abgabe auf Pestizide weiden eher 
skeptisch eingeschätzt, da sie nui ein 
geringei Kostenfaktor für die land­
wirtschaftliche Produktion sind und 
außerdem durch „graue" Importe re­
lativ leicht zu umgehen wären Mehr 
und bessere Information, strengere 
Zulassungsbestimmungen, Förderung 
des integrierten Pflanzenbaus und 
Pflanzenschutzes dürften effizienter 
sein. 

Ähnl ich differenziert wird eine 
Abgabe auf Massentierhaltung beut­
teilt. Einerseits sind die in Österreich 
zulässigen Bestandsobel grenzen be-
ieits jetzt niedriger als im Ausland 
(und könnten weiter herabgesetzt 
werden), andererseits scheint der Be­
zug zur verfügbaren Fläche wichtig 

S c h l u ß b e m e r k u n g 

In einer Vielzahl von Bereichen 
können Umweltabgaben allein oder 
zusammen mit anderen Instrumenten 
wertvolle Beiträge zu einer integrier­
ten vorausschauenden Umweltpolitik 
liefern, die auch ökonomisch effizient 
ist Umweltabgaben als Lenkungs­
steuern betonen die Lenkungs- vor 
der fiskalischen Funkt ion einer 
Steuei. Wenn sie wirksam sind, ver­
ringert sich laufend ihre Bemessungs-
grundlage und damit ihi Ertrag. Sol­
len Umweltabgaben einen wichtigen 
Platz im gesamten Steuersystem ein­
nehmen, ist dieser1 Effekt zusammen 
mit den Auswirkungen kompensatori­
scher Steuer entlastungen genau zu 
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prüfen. Umweltabgaben sind über- ment der Umweltpolitik eingesetzt, umweltschädlichem Verhalten aus 
wiegend EG-konform. Sie werden in- entsprechen dem Verursacherprinzip, und sind auch mit dem Vorsorgeprin-
ternational immer häufiger als Instru- üben dauernden Anreiz zu weniger1 zip vereinbar. 
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